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Inland Text
CVP lehnt KVG-Artikel deutlich ab
Nein auch zur Einbürgerungs- und zur Maulkorbinitiative
Die CVP-Delegierten haben sich gegen alle drei Abstimmungsvorlagen vom 1. Juni ausgesprochen. Dabei lehnen sie auch den KVG-Artikel klar ab. Sie beschlossen ferner eine Vergrösserung ihres Präsidiums, und Präsident Darbellay mahnte zu einer Koalition der Vernunft.

cs. Belp, 26. April

Überraschend deutlich haben die CVP-Delegierten am Samstag in Belp mit 165 gegen 63 Stimmen die Nein-Parole zum KVG-Verfassungsartikel «für Qualität und Wirtschaftlichkeit in der Krankenversicherung» beschlossen. Ursprünglich zählte die CVP zusammen mit der FDP zu den Baumeistern dieser Vorlage, die das Parlament als direkten Gegenvorschlag zur SVP-Prämieninitiative ausgearbeitet hatte. Nun liessen sich die Delegierten nach einer längeren Debatte, in deren Verlauf sich verschiedene CVP-Vertreter aus kantonalen Regierungen zu Wort meldeten, von den Argumenten der Kantone überzeugen. Die kantonalen Gesundheits- und Finanzdirektoren sowie die Konferenz der Kantonsregierungen (KdK) lehnen die Vorlage ohne Gegenstimme bei einer Enthaltung ab. Sie wenden sich vor allem dagegen, den Krankenkassen künftig Steuergelder im Umfang von 8 bis 10 Milliarden Franken zu überlassen, ohne dass diese einer demokratischen Kontrolle unterstehen. Die Ermahnungen des Thurgauer Ständerats Philipp Stähelin, sich an das eigene Parteiprogramm, in welchem sich die CVP für Transparenz, mehr Wettbewerb, ein Vertragsmodell zwischen Leistungserbringern und Krankenversicherungen, die Finanzierung der Spitäler «aus einem Kanal» (Monismus) ausgesprochen hatte, zu halten, fruchteten wenig. All diesen Grundsätzen entspreche der neue Verfassungsartikel, meinte Stähelin. Er bringe die bis anhin fehlende Übersicht und Zielrichtung für das Gesundheitswesen.

Nein zu Willkür und Diskriminierung

Noch klarer mit 272 gegen 13 Stimmen fiel das Nein der Delegierten zur Einbürgerungsinitiative der SVP. Der St. Galler Nationalrat Thomas Müller, der zusammen mit einigen versprengten FDP- Vertretern ein Komitee zur Unterstützung der SVP-Vorlage gegründet hat, konnte mit seinem Votum für die allumfassende und uneingeschränkte Entscheidungsgewalt der Gemeinden in Einbürgerungsverfahren nur wenige begeistern. Den Argumenten der Luzerner SVP-Nationalrätin Yvette Estermann hielt der Urner Ständerat Hansheiri Inderkum entgegen, dass Demokratieprinzip und Rechtsstaatsprinzip in eine Balance zu bringen sind. Dazu ist eine begrenzte Überprüfung von ablehnenden Entscheiden auf ihre Übereinstimmung mit minimalen Garantien wie dem Willkür- und Diskriminierungsverbot erforderlich.

Für Bundesrätin Doris Leuthard liegt in der Einbürgerungsinitiative unter anderem ein absolut unberechtigtes Misstrauen gegenüber den heutigen Entscheidungsträgern in den Gemeinden. Denn sie suggeriere, diese machten ihre Arbeit schlecht. Leuthard erinnerte daran, dass gegenwärtig rund 20 Prozent der Gesuche zurückgewiesen werden. Zur Maulkorbinitiative, schliesslich, die der CVP-Vorstand einstimmig zur Ablehnung empfiehlt, meinte die CVP-Bundesrätin, ein Maulkorb sei für bissige Hunde. Der Bundesrat hingegen müsse seine Politik erklären und darüber, wie er seine Führungsaufgabe wahrnehme, informieren können.

Koalition der Vernunft

CVP-Präsident Christophe Darbellay zeigte sich über die Strategie von FDP-Präsident Fulvio Pelli ratlos. Dieser sichere zunächst zu, in wichtigen Sachgeschäften zusammenzuarbeiten, gehe aber tags darauf hin und bezeichne die CVP als Linke. Er riet dem FDP-Kollegen, seinen Kompass neu einzustellen, die Nadel müsste nach Norden zeigen, seine weise aber nur nach rechts. Er warf Pelli vor, Hand zu bieten, das schweizerische Regierungssystem der Konkordanz zusammen mit der SVP zu einem Oppositionsmodell umzubauen. Darbellay hielt Pelli vor, eine unfreundliche Übernahme der Grünliberalen verkündet zu haben. Dabei sei die CVP bereits eine Allianz der Nachhaltigkeit mit diesen eingegangen. Die Beständigkeit dieser Kooperation bestätigte denn auch gleich vor den CVP-Delegierten Nationalrat Martin Bäumle, Präsident der Grünliberalen, und er stellte die Frage in den Raum, ob die Fusionsträume allenfalls Panikblüten der FDP seien.

Der CVP-Präsident bezeichnete die CVP als jene Partei, die die wirtschaftsfreundliche Mitte besetzt halte. Ihr gehöre das Zentrum. Von dieser Mitte aus bekannte sich Darbellay in der EU- Politik zum bilateralen Weg, wobei er dessen wirtschaftliche Früchte pries. Auch gegen mögliche konjunkturelle Eintrübungen sei dieser zu stärken. Im Blick auf eine allfällige Volksabstimmung im Jahre 2009 über den Bilateralismus propagierte er eine breite «Koalition der Vernunft». Zauderer und Brandstifter hätten in ihr keinen Platz. Die Gewerkschaften hiess er willkommen, doch müssten sie ohne Wenn und Aber Ja zum bilateralen Weg sagen. Vor allem rief er aber den FDP-Präsidenten Pelli zu einer echten Zusammenarbeit und dazu auf, in dieser Sache wahre Verbündete zu sein.

Aufstockung des CVP-Präsidiums

Schoch C.
cs. Die CVP-Delegierten wählten am Samstag ein neu auf elf Mitglieder aufgestocktes Parteipräsidium. Ihren Präsidenten Christophe Darbellay bestätigten die Delegierten mit 248 von 253 gültigen Stimmen und einer Standing Ovation. Als Vizepräsidenten wählten sie den Freiburger Nationalrat Dominique de Buman (bisher) und die Luzerner Nationalrätin Ida Glanzmann. Den zurückgetretenen Ständerat Bruno Frick (Schwyz) hätte eigentlich der ebenfalls auf dem eher rechten und wirtschaftsfreundlichen Flügel politisierende Zuger Nationalrat Gerhard Pfister ersetzen sollen. Doch er schaffte die Wahl ebenso nicht wie die Aargauer Nationalrätin Ruth Humbel. Ins Präsidium neu einziehen wird hingegen der Solothurner Nationalrat Pirmin Bischof. Weiter gehören dem Gremium an: Lucrezia Meier- Schatz (St. Gallen, bisher), Luigi Pedrazzini (Tessin, bisher), Heidi Zgraggen (Uri, bisher) Kathrin Amacker (Baselland, neu), Barbara Schmid-Federer (Zürich, neu) und von der Jungen CVP Schweiz Patricia Mattle (St. Gallen, neu). Ex officio Mitglied im Präsidium ist Fraktionschef Urs Schwaller (Freiburg).

